
Vergisst die WHO über ihren sicherheitsfokussierten Ansatz der Covid-19-
Pandemiebekämpfung den Menschenrechtsschutz? (Teil 2)

Das Beispiel der globalen medizinischen Gegenmassnahme Covid-19-Impfung

Dieser Beitrag analysiert, inwieweit der sicherheitsfokussierte Ansatz der WHO Covid-19-
Pandemiebekämpfung, insbesondere die von der WHO empfohlene medizinische Gegenmassnahme
zur weltweiten Durchführung von Covid-19-Impfungen, mit den menschenrechtlichen Verpflichtungen
der WHO und der ihrer Mitgliedsstaaten vereinbar ist. Diese Verpflichtungen ergeben sich u.a. aus
Artikel 3 (1) der Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV). Der Schwerpunkt liegt auf einer
Diskussion der Vereinbarkeit mit dem Verbot unfreiwilliger Teilnahme an medizinischen oder
wissenschaftlichen Experimenten und dem Verbot medizinischer Behandlung ohne freie und
informierte Zustimmung und den Rechten auf Zugang zu wirksamen und sicheren Medikamenten und
zu gesundheitsbezogenen Informationen.

Inhaltsverzeichnis

1. Einleitung
2. Menschenrechtliche Verpflichtungen der WHO
3. Der PHEIC unter den IGV und die Notstandsklauseln in internationalen Menschenrechtsverträgen
4. Die medizinische Gegenmassnahme Covid-19-«Impfung» und die menschenrechtlichen
Verpflichtungen der WHO

4.1. Verbot unfreiwilliger Teilnahme an medizinischen oder wissenschaftlichen Experimenten und
Verbot medizinischer Behandlung ohne freie und informierte Zustimmung
4.2. Recht auf Zugang zu sicheren und wirksamen Medikamenten und Medizinprodukten
4.3. Recht auf Zugang zu gesundheitsbezogenen Informationen

5. Schlussbetrachtung

1. Einleitung

Jusletter

Autoren/Autorinnen:
Silvia Behrendt
/
Amrei Müller
Beitragsart: Wissenschaftliche Beiträge
Rechtsgebiete: Gesundheitsrecht, Menschenrechte
DOI: 10.38023/04359066-570f-4c92-935e-847417737de7
Zitiervorschlag: Silvia Behrendt / Amrei Müller, Vergisst die WHO über ihren sicherheitsfokussierten
Ansatz der Covid-19-Pandemiebekämpfung den Menschenrechtsschutz? (Teil 2), in: Jusletter 24.
Januar 2022

[1] In Teil 1 dieses Beitrags  wurde erläutert, dass die WHO in ihrer Covid-19-
Pandemiebekämpfungsstrategie auf einen von der Global Health Security (GHS)-Doktrin
bestimmten, sicherheitsfokussierten Ansatz setzt. Dies wird durch einschlägige Bestimmungen
in den Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV)  ermöglicht. Relevant ist hier erstens
insbesondere Artikel 12 IGV, der dem WHO-Generaldirektor die weitreichende Kompetenz
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2. Menschenrechtliche Verpflichtungen der WHO

einräumt, eine Art globalen Gesundheitsnotstand (Public Health Emergency of International
Concern [PHEIC]) zu deklarieren und mit der Unterstützung eines Notfallausschusses (Covid-
19 IHR Emergency Committee ) Empfehlungen für medizinische und nicht-medizinische
Gegenmassnahmen an die WHO-Mitgliedstaaten zu geben.  Zweitens spiegelt der weite
Anwendungsbereich der IGV,  der die Bekämpfung nicht nur von natürlich auftretenden
Krankheitserregern umfasst, sondern auch von Erregern, die über bioterroristische Angriffe oder
Laborunfälle freigesetzt wurden, und damit einen «all-hazards»-Ansatz verkörpert, die GHS-
Doktrin wider. Die GHS-Doktrin wurde über einen grundlegenden Revisionsprozess des alten
WHO-Sanitärreglements in diese und andere Bestimmungen der IGV integriert, unter anderem
unter dem Einfluss US-amerikanischer Bioabwehrstrategien (besonders nach dem 11.
September 2001) sowie der intensivierten Forschung an SARS-CoV Viren in Folge des SARS
Ausbruches 2002/03, der den zweischneidigen Charakter der Forschung an SARS-CoV Viren
international offenlegte.
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[2] Teil 1 zeigte sodann, wie diese von der GHS-Doktrin bestimmte
Pandemiebekämpfungsstrategie in den vom WHO Covid-19-Notfallausschuss empfohlenen
medizinischen und nicht-medizinischen Gegenmassnahmen rund um die globale
Impfkampagne gegen Covid-19 zum Ausdruck kommt. Zwei wichtige Aspekte in diesem
Kontext sind erstens die Listung experimenteller «Impfstoffe» über die Emergency Use Listing
Procedure (EULP) der WHO, die in der Praxis einer weltweiten quasi-Notfallzulassung dieser
«Impfstoffe»  gleichkommt, und der die globale Verteilung der «Impfstoffe» über GAVI/Covax
ermöglicht; und zweitens die weitreichende Kontrolle von Informationen über die Krankheit
Covid-19 und die «Impfstoffe» via Infodemic Management.
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[3] Der nun folgende zweite Teil widmet sich der Frage, inwieweit dieser sicherheitsfokussierte
Ansatz – insbesondere die genannten WHO-Aktivitäten in Bezug auf Covid-19-«Impfstoffe» –
mit den menschenrechtlichen Verantwortlichkeiten und Verpflichtungen der WHO und ihrer
Mitgliedstaaten zu vereinbaren ist. In der bisherigen Diskussion wird zwar die Wichtigkeit des
internationalen Menschenrechtsschutzes im Kontext von Solidaritätsaufrufen an reiche Länder,
den gleichberechtigten Zugang zu Covid-19-«Impfstoffen» in armen Ländern sicherzustellen,
sowohl von der WHO  als auch von UN-Menschenrechtsorganen  und Akademikern  betont.
Allerdings werden andere aus menschenrechtlicher Sicht höchst relevante Aspekte kaum
thematisiert,  von denen einige in den folgenden Abschnitten im Überblick diskutiert werden.
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[4] Zunächst wird kurz herausgestellt, aus welchen Rechtsquellen sich die menschenrechtlichen
Verantwortlichkeiten und Verpflichtungen der WHO herleiten, und welche Menschenrechte
besonders von den Aktivitäten der WHO im Kontext der globalen Covid-19-PHEIC
Gegenmassnahme «Impfungen» tangiert sind (Abschnitt 2). Abschnitt 3 stellt klar, dass die
Ausrufung eines PHEIC durch die WHO grundsätzlich weder automatisch in den internationalen
oder europäischen Menschenrechtsschutz noch die nationalen Grundrechtsordnungen eingreift,
etwa durch die zwangsläufige Aktivierung von Notstandsklauseln. Abschnitt 4 analysiert sodann
mögliche Verletzungen einiger Rechte durch die in Teil 1 dieses Beitrags beschriebenen WHO-
Aktivitäten im Bereich Covid-19-«Impfstoffe». Der Artikel endet mit einer zusammenfassenden
Schlussbetrachtung (Abschnitt 5).

[5] Eine im Kontext der WHO Covid-19-Pandemiebekämpfung wenig beachtete Bestimmung in
den IGV ist Artikel 3 (1) IGV. Dieser Artikel legt den Grundsatz der Menschenrechtskonformität
als ersten Implementierungsgrundsatz der IGV fest. Die Durchführung der IGV muss «unter
uneingeschränkter Achtung der Würde des Menschen, der Menschenrechte und



3. Der PHEIC unter den IGV und die Notstandsklauseln in internationalen
Menschenrechtsverträgen

Grundfreiheiten» erfolgen.  Diese Verpflichtung richtet sich auch an die WHO,  einschliesslich
ihres Covid-19-Notfallausschusses und an den WHO-Generaldirektor, wenn diese befristete
Empfehlungen zu medizinischen und nicht-medizinischen Gegenmassnahmen ausarbeiten und
abgeben.  Menschenrechtliche Verpflichtungen  der WHO ergeben sich des Weiteren aus
Artikel 3 (2) IGV, welcher auf die WHO-Verfassung und die UN-Charta Bezug nimmt.  Die
WHO-Verfassung enthält in ihrer Präambel das Menschenrecht auf Gesundheit, und die
menschenrechtlichen Artikel der UN-Charta richten sich an die UN und ihre
Sonderorganisationen.  In den Artikeln 1 und 2 sowie 55 und 56 UN-Charta werden die
Staaten aufgefordert, in Zusammenarbeit mit den UN «die allgemeine Achtung und
Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle [...] ohne Unterschied»  zu
fördern. Auch Resolutionen des UN-Sicherheitsrats oder anderer UN-Organe, in denen
menschenrechtliches Gewohnheitsrecht  zum Ausdruck kommt – etwa der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte (AEMR)  – können von Bedeutung sein; sowie allgemein der
corpus juris der UN-Menschenrechtsverträge und ihrer Interpretation durch UN-
Menschenrechtsorgane.  Schliesslich heben viele der internationalen Menschenrechtsverträge
die Rolle der UN und ihrer Sonderorganisationen hervor, die Staaten bei der Umsetzung dieser
Verträge zu unterstützen.
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[6] Im Kontext der durch die WHO notfallbedingt gelisteten Covid-19-«Impfstoffe» sind eine
Reihe von Menschenrechten, die sich in internationalen und regionalen Verträgen wie auch im
Gewohnheitsrecht finden, betroffen. Unter diesen sind: das Recht, nicht gefoltert oder
unmenschlich oder erniedrigend behandelt zu werden;  das Recht auf Privatsphäre  und das
Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit der Person,  einschliesslich des Rechts,
nicht einvernehmlich medizinischen oder wissenschaftlichen Experimenten unterzogen zu
werden  oder sich ohne freie und informierte Zustimmung einer medizinischen Behandlung
auszusetzen;  das Recht auf Gesundheit,  insbesondere das Recht auf Zugang zu sicheren
und wirksamen Arzneimitteln und anderen medizinischen Produkten sowie das Recht auf
Zugang zu gesundheitsbezogenen Informationen,  wobei das letztgenannte Recht auch durch
das Recht auf freie Meinungsäusserung und das Recht, Informationen und Ideen frei zu
empfangen und weiterzugeben, gestützt wird;  und das Recht auf Wissenschaft,
einschliesslich des Rechts, an wissenschaftlichen Prozessen teilzuhaben und diese zu
organisieren,  und vor möglichen nachteiligen Auswirkungen und Gefahren wissenschaftlicher
Innovationen und ihrer Anwendungen geschützt zu werden.
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[7] Näher ausgeführt und interpretiert für den Kontext der Biomedizin werden diese Rechte
unter anderem in dem verbindlichen Übereinkommen über Menschenrechte und Biomedizin
(Oviedo-Konvention) des Europarats von 1997  und dessen Zusatzprotokoll über
Biomedizinische Forschung von 2005  sowie in zahlreichen (unverbindlichen) internationalen
Erklärungen und fachlichen Leitlinien wie bspw. der Allgemeinen Erklärung über Bioethik und
Menschenrechte von 2005,  dem Nürnberger Kodex von 1947,  der Deklaration von Helsinki
und den International Ethical Guidelines for Health-related Research Involving Humans.
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[8] Wie in Teil 1 ausgeführt, wurde das von der GHS-Doktrin beeinflusste Konzept des PHEIC
im Rahmen der Revision 2005 neu in die IGV aufgenommen. Der PHEIC soll eine Art
internationalen Notstand darstellen, ähnlich den Ausnahmezuständen, die sich in vielen
nationalen Rechtsordnungen finden.  In der Schweiz wurde infolge der Verpflichtung zur
Implementierung der revidierten IGV das Epidemiegesetz 2012 massgeblich überarbeitet und
nach einem dreistufigen Modell, das eine normale, besondere und aussergewöhnliche
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epidemiologische Lage  vorsieht, PHEIC-konform gestaltet.  Das deutsche
Infektionsschutzgesetz sieht eine «epidemiologische Notlage» vor, die unter anderem an einen
von der WHO erklärten PHEIC geknüpft ist.  Über das Feststellen epidemiologischer Lagen
legitimieren sich Abweichungen von bisher gültigen Gesetzen und Grundrechten in der Schweiz
und Deutschland, sowie vielen anderen Ländern,  einschliesslich der Rechte, die auch über
europäische und internationale Menschenrechtsverträge geschützt sind.
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[9] Dabei ist anzumerken, dass von Seiten der IGV kein Automatismus besteht, der die
Notstandsklauseln in Menschenrechtsverträgen oder nationalen Verfassungen aktiviert. Ein von
der WHO ausgerufener PHEIC wird nur in den seltenen Fällen als «öffentlicher Notstand, der
das Leben der Nation bedroht» unter Artikel 4 (1) UN-Zivilpakt und Artikel 15  EMRK zu
qualifizieren sein, wenn dieser eine ganz aussergewöhnliche Krisensituation darstellt, die «die
gesamte Bevölkerung betrifft [...] und eine Bedrohung für das organisierte Leben der
Gemeinschaft darstellt, auf die sich die staatlichen Strukturen stützen.»  Obwohl einige
Staaten im Frühjahr 2020 ihre Derogationen sowohl vom UN-Zivilpakt als auch von der EMRK
an das UN-Generalsekretariat  und/oder den Europarat  meldeten und mit dem Auftreten von
SARS-CoV-2 begründeten, so kann zumindest in Frage gestellt werden, ob dies bei der doch
niedrigen durchschnittlichen Infektionssterblichkeitsrate (IFR), die im Bereich der saisonalen
Influenza liegt,  gerechtfertigt war und ist.
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[10] Sollte dennoch angenommen werden, dass ein von der WHO erklärter PHEIC die
Ausrufung eines öffentlichen Notstands unter dem Menschenrechtssystem in Extremsituationen
tatsächlich rechtfertigt – bspw. wenn der PHEIC auf Grund eines sich verbreitenden Virus
erklärt wird, der um ein Vielfaches gefährlicher ist als SARS-CoV-2, etwa Ebola mit einer IFR
von 50%  – so müssen Vertragsstaaten dennoch die in Artikel 4 UN-Zivilpakt und Artikel 15
EMRK festgeschriebenen Grundsätze befolgen. Insbesondere können einige der oben
genannten Menschenrechte generell nicht ausser Kraft gesetzt werden, da sie als notstandsfest
gelten. Das gilt vor allem für das Folterverbot und das Verbot grausamer, unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung, welches das Verbot einschliesst, Menschen unfreiwillig
medizinischen oder wissenschaftlichen Experimenten auszusetzen,  und für das Recht auf
Leben.  Bei anderen Rechten, etwa dem Recht auf Zugang zu sicheren und wirksamen
Medikamenten und Medizinprodukten und auf Zugang zu gesundheitsbezogenen Informationen
sowie dem Recht auf körperliche Unversehrtheit, ist es schwer vorstellbar, dass ein
Ausserkraftsetzen erforderlich und verhältnismässig  ist, um das übergeordnete Ziel, welches
jegliche Notstandsmassnahmen haben sollten, zu erreichen: die Wiederherstellung der
Normalität  einer funktionierenden demokratischen Ordnung, die es Staaten erst ermöglicht,
ihren sämtlichen menschenrechtlichen Verpflichtungen nachzukommen.
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[11] Des Weiteren ist anzumerken, dass insbesondere das Folterverbot und das Verbot der
zwangsweisen Teilnahme an medizinischen und wissenschaftlichen Experimenten Teil des in
bewaffneten Konflikten anwendbaren humanitären Völkervertrags-  und Gewohnheitsrechts
sowie des internationalen Strafrechts ist.  US-Gerichte haben zudem den Nürnberger Kodex,
der nach dem Zweiten Weltkrieg sicherstellen sollte, dass Menschen nie wieder
unfreiwillig medizinischen Experimenten und Verfahren unterworfen werden, als Bestandteil des
Völkergewohnheitsrechts bestätigt.  Im Resultat bedeutet dies, dass die menschenrechtlichen
Verpflichtungen der Staaten, und nachgeordnet die der WHO, aus den oben genannten
Rechten – insbesondere das Verbot unfreiwilliger medizinischer und wissenschaftlicher
Humanexperimente und medizinischer Behandlung – auch während eines PHEIC nicht
ausgesetzt werden können, selbst im unwahrscheinlichen Fall, dass der PHEIC auch die
Aktivierung menschenrechtlicher Notstandsklauseln rechtfertigt.
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4. Die medizinische Gegenmassnahme Covid-19-«Impfung» und die
menschenrechtlichen Verpflichtungen der WHO

4.1. Verbot unfreiwilliger Teilnahme an medizinischen oder wissenschaftlichen
Experimenten und Verbot medizinischer Behandlung ohne freie und informierte
Zustimmung

[12] Im Folgenden werden einige bisher wenig diskutierte Fragen erörtert, die im
Zusammenhang mit der von der WHO empfohlenen Gegenmassnahme der Listung von bislang
unlizenzierten Covid-19-«Impfstoffen» und ihrer weltweiten Bewerbung und Verbreitung stehen,
und aus der Perspektive des Menschenrechtsschutzes relevant sind. Darunter sind Fragen zum
Verbot, die Teilnahme an wissenschaftlichen oder medizinischen Experimenten oder
medizinischen Behandlungen zu erzwingen (4.1), zum Recht auf Zugang zu sicheren und
wirksamen Medikamenten und Medizinprodukten (4.2) und dem Recht auf Zugang zu
gesundheitsbezogenen Informationen (4.3).

[13] Eine wichtige Frage, die sich aus der Perspektive des Menschenrechtsschutzes stellt, ist
die Frage, ob die WHO im Rahmen ihrer Aktivitäten im Bereich Covid-19-«Impfungen» sowohl
die Freiheit des Einzelnen, nicht unfreiwillig an medizinischen oder wissenschaftlichen
Experimenten teilzunehmen, als auch die Freiheit, medizinische Behandlungen nach
informierter Aufklärung abzulehnen, hinreichend berücksichtigt. Diese Frage stellt sich
insbesondere, wenn bedacht wird, dass die Covid-19-«Impfungen» von der WHO nur
notfallbedingt gelistet sind, und damit generell als experimentell gelten müssen. 60

[14] Das Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit «gewährt einer Person die
ausschliessliche Nutzung ihres Körpers und die Kontrolle darüber auf der Grundlage dessen,
dass der Körper der Ort oder Brennpunkt ihrer Subjektivität (wie auch immer sie verstanden und
konstituiert sein mag) ist» , durch die Menschen Wohlbefinden und Beziehungen zu anderen
Menschen erfahren, selbstbestimmt handeln und sich damit als Menschen entwickeln können.
Dies ist die Grundlage für den nachhaltigen Schutz, den das Recht auf körperliche und geistige
Unversehrtheit im internationalen Menschenrechtssystem sowie in vielen nationalen
Rechtsordnungen erfährt. Dieser hat sich auch vor dem Hintergrund der Auswüchse
erzwungener «Gesundheitsfürsorge» während des Naziregimes (aber auch der zwangsweisen
kolonialen medizinischen Praktiken) entwickelt, die die Interessen des Einzelnen den Interessen
des Staates, der «Volksgesundheit» oder der Wissenschaft unterordneten.  Der hohe
Stellenwert des Rechts geht bspw. aus der eindeutigen Formulierung des ersten Grundsatzes
des Nürnberger Kodex hervor, wonach die «freiwillige Zustimmung der Versuchsperson absolut
unerlässlich» für die Teilnahme an medizinischen Experimenten ist,  sowie aus Artikel 4 der
Oviedo-Konvention, der festlegt, dass bei der Anwendung biologischer und medizinischer
Erkenntnisse und Technologien auf den Menschen «die Interessen und das Wohl des
Menschen Vorrang vor dem alleinigen Interesse der Gesellschaft oder der Wissenschaft»
haben sollten.  Zu nennen ist auch Artikel 7 des UN-Zivilpakts, der das Recht, nicht
einvernehmlich medizinischen oder wissenschaftlichen Experimenten unterzogen zu werden,
als Teil des Folterverbots und des Verbots, Menschen grausamer, unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung auszusetzen, festsetzt. Auch der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR) misst dem Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit generell
ein grosses Gewicht in seiner Rechtsprechung bei, indem er die Freiheit, über den eigenen
Körper zu verfügen, als einen grundlegenden durch die EMRK geschützten Wert bezeichnet
und herausgestrichen hat, dass «der Körper einer Person den intimsten Aspekt des
Privatlebens betrifft.»  Zudem hebt der vom UN Population Fund veröffentlichte Jahresbericht
2021 zum Zustand der Weltbevölkerung mit seinem diesjährigen Themenfokus My body is my
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own: Claiming the right to autonomy and self-determination die Wichtigkeit des Menschenrechts
auf körperliche und geistige Unversehrtheit hervor. 67

[15] Jeder Eingriff in das Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit – sei es durch
medizinische Behandlungen  oder Teilnahme an medizinischen oder wissenschaftlichen
Experimenten  – erfordert deshalb zunächst einmal die freiwillige Einwilligung nach gründlicher
Aufklärung (informed consent).  Dies bedeutet, dass jeder, der sich einer medizinischen
Behandlung unterzieht oder an einem medizinischen Experiment teilnimmt, objektiv über den
Zweck und die Art des Verfahrens, seinen Nutzen und seine Risiken und Nebenwirkungen,
darüber, ob es vernünftige Alternativen gibt, und darüber, was geschieht, wenn die Behandlung
nicht durchgeführt wird, aufgeklärt werden muss;  und dass dies ohne jegliche Art von Zwang,
Täuschung, Anreiz oder andere Art von Druck geschieht.  Bei der Teilnahme an medizinischen
oder wissenschaftlichen Experimenten muss zudem sichergestellt werden, dass der
Aufklärungsprozess ein kontinuierlicher ist, d.h. dass Teilnehmer fortwährend über neue
Risiken, mögliche negative Folgen und Unsicherheiten informiert werden;  und dass die
Einwilligung schriftlich erfolgt.  Freie Zustimmung beinhaltet auch das Recht, eine medizinische
Behandlung oder die Teilnahme an medizinischen Experimenten abzulehnen  und die
Einwilligung jederzeit zu widerrufen.
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[16] Ob diese Erfordernisse von der WHO in ihren Aktivitäten rund um die weltweite Bewerbung
und Verteilung der von ihr durchweg als «sicher und wirksam»  bezeichneten Covid-
19-«Impfstoffe» ausreichend berücksichtigt werden, ist fraglich. Wie in Teil 1 dieses Beitrags
erläutert, werden für die notfallbedingt unter der EULP gelisteten Covid-19-«Impfstoffe» sog.
«real-world data»-Studien  und andere Studien zur Wirksamkeit und Sicherheit im Rahmen der
zur Zeit global ausgeführten Impfkampagnen noch über die kommenden Jahre durchgeführt.
Das vollständige Sicherheits- und Wirksamkeitsprofil der «in Lichtgeschwindigkeit»
entwickelten, auf neuen gen-basierten Technologien  beruhenden Covid-19-«Impfstoffe», von
der WHO Ad Hoc Expert Group auch als «investigative Prüfprodukte»  bezeichnet, wird somit
erst in einigen Jahren bekannt sein. Jeder, der diese «Impfungen» verabreicht bekommt, nimmt
damit an einem medizinischen Experiment teil und muss entsprechend den obigen Kriterien
gründlich aufgeklärt werden.
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[17] Soweit den Autorinnen bekannt ist, informiert die WHO nicht systematisch über den
neuartigen und experimentellen Charakter der Covid-19-«Impfungen», weder auf ihrer
Webseite,  noch über GAVI/COVAX,  noch hält sie ihre Mitgliedsstaaten explizit dazu an, dies
zu tun, etwa über die Empfehlungen zur medizinischen Gegenmassnahme Covid-
19-«Impfungen», die sie an die Staaten richtet.
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[18] Die Covid-19-«Impfungen» als Voraussetzung für internationale Reisen werden von der
WHO nicht direkt unterstützt.  Sie fördert aber gleichzeitig die Einführung digitaler Zertifikate
zum Covid-19-Impfstatus, «für die Zwecke einer wirksamen Gesundheitsfürsorge und den
Nachweis der Impfung, falls diese für andere Zwecke [als Reisen] benötigt wird»,  indem sie
bspw. detaillierte technische Leitlinien zu digitalen Covid-19-Zertifikaten für alle Mitgliedsstaaten
erarbeitet hat.  Zudem ruft die WHO die Staaten dazu auf, alle von ihr über die EULP
notfallbedingt gelisteten Covid-19-«Impfstoffe» anzuerkennen, einschliesslich für
Reisezwecke.  Gegen die momentane Praxis in vielen Staaten, über digitale Zertifikate
Bewegungsfreiheiten oder andere alltägliche Aktivitäten vom Covid-19-«Impfstatus» einer
Person abhängig zu machen, und damit viele Menschen vom öffentlichen Leben
auszuschliessen und/oder ihnen den Zugang zu ihren Arbeitsplätzen zu verwehren, hat sich die
WHO bisher nicht geäussert. Diese Praktiken erscheinen aber als unzulässige Anreize,
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4.2. Recht auf Zugang zu sicheren und wirksamen Medikamenten und
Medizinprodukten

indirekter oder gar direkter Zwang  der betreffenden Staaten auf den Einzelnen, an weltweiten
«real-world data»-Studien zu den Covid-19-«Impfstoffen» teilzunehmen.
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[19] Das Recht auf körperliche Unversehrtheit kann eingeschränkt werden, einschliesslich aus
Gründen des öffentlichen Gesundheitsschutzes.  Besonders im Lichte des Urteils Vavřička und
Andere gegen die Tschechische Republik  der Grossen Kammer des EGMR vom April 2021,
welches die Durchführung von Kinderpflichtimpfungen gegen neun Krankheiten in der
Tschechischen Republik für vereinbar mit Artikel 8  EMRK erklärte, wird in diesem
Zusammenhang bspw. von Anna Nilsson argumentiert, dass einer Impfpflicht auch im Bereich
der Covid-19-«Impfungen» nur begrenzte Bedenken aus menschenrechtlicher Sicht
entgegenstünden.  Dies ist eine Argumentation, die auch von der WHO aufgegriffen werden
könnte, obwohl die WHO bisher nicht direkt für eine Covid-19-Pflichtimpfung eintritt.  Sie
könnte auch mit dem Hinweis auf Artikel 12 (2) (c) UN-Sozialpakt bestärkt werden, welcher eine
Pflicht der Staaten aus dem Recht auf Gesundheit ableitet, sukzessive Massnahmen zu
ergreifen, die zur «Verhütung, Behandlung und Bekämpfung von epidemischen, endemischen,
berufsbedingten und anderen Krankheiten» notwendig sind, die in der Interpretation des UN-
Sozialausschusses natürlich auch Impfkampagnen einschliessen können.  In diesem Kontext
kann allerdings festgehalten werden, dass der EGMR in Vavřička die Kinderpflichtimpfungen
nur als verhältnismässigen Eingriff in das Recht auf körperliche Unversehrtheit absegnete, weil
a) die über Jahrzehnte eingesetzten traditionellen Impfstoffe, basierend auf den von der
Tschechischen Republik vorgebrachten wissenschaftlichen und gesundheitspolitischen
Argumenten, als sicher und wirksam angesehen wurden;  b) Entschädigungsregelungen für
etwaige Impfschäden getroffen waren;  und c) der EGMR der Tschechischen Republik einen
weiten Ermessensspielraum gewährte,  innerhalb dessen sie die Verhältnismässigkeit ihrer
Politik der neun Kinderpflichtimpfungen begründen konnte.  Letzteres stellt allerdings eine im
Urteil kaum begründete abrupte Abkehr von bestehender Rechtsprechung dar,  in der der
EGMR regelmässig verlangt hat, dass jeder Eingriff in das Recht auf körperliche Unversehrtheit
über eine medizinische Zwangsbehandlung einer sehr starken Rechtfertigung bedarf, und dass
der den Staaten verbleibende Ermessensspielraum demnach eng ist.
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[20] Wie die «Abweichende Meinung» von Richter Wojtyczek zu Vavřička hervorhebt, kann der
Entscheid der Mehrheit unter anderem für ihren laxen Umgang mit wissenschaftlichen Studien
und Beweisen kritisiert werden, der im Resultat viele der im Prozess vorgebrachten legitimen
Einwände der Beschwerdeführer gegen die Kinderpflichtimpfung unbeantwortet liessen.  Dies,
und insbesondere die geringe IFR von Covid-19,  sowie die Tatsache, dass es sich bei den
von der WHO bedingt gelisteten Covid-19-«Impfstoffen» um experimentelle «Krisenimpfstoffe»
handelt, deren Wirksamkeit  und Sicherheit  wissenschaftlich zum gegenwärtigen Zeitpunkt
keinesfalls abschliessend geklärt ist, schliesst es aus, dass basierend auf dem Vavřička-
Entscheid ein Covid-19-Impfzwang als menschenrechtskonform begründet werden kann. Eine
staatlich angeordnete und von der WHO möglicherweise gutgeheissene Impfpflicht mit solchen
investigativen Prüfprodukten würde nicht nur die Rechte auf körperliche Unversehrtheit und
Gesundheit verletzen, sondern in einigen Fällen auch das Recht auf Leben.  Letzteres wäre
nicht zu rechtfertigen, selbst wenn durch eine staatlich angeordnete Massenpflichtimpfung
zahlenmässig mehr Menschen vor einem Tod durch Covid-19 bewahrt würden, als dass
Menschen an den Folgen der Pflichtimpfung sterben würden.  Gleichzeitig würde ein solcher
medizinischer Zwangseingriff die Teilnahme an einem medizinischen Experiment erzwingen,
und zwar in Verletzung von Artikel 7 UN-Zivilpakt.
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[21] Problematisch erscheinen die Aktivitäten der WHO im Bereich Covid-19-«Impfstoffe» auch
aus der Sicht des Rechts auf Zugang zu sicheren und wirksamen Medikamenten, welches ein
wichtiger Bestandteil des Rechts auf Gesundheit in Artikel 12 UN-Sozialpakt ist.  Der UN-
Sondergesandte zum Recht auf Gesundheit hat einige der staatlichen Verpflichtungen unter
diesem Recht spezifiziert, die auch die WHO respektieren sollte:
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«According to the right-to-health framework, States are required to protect the population
from unsafe and poor-quality medicines. Quality assurance for medicines includes such
aspects as registration and marketing of good quality, safe and efficacious products under
ethically and medically validated clinical trials, continuous regulation of the quality of
production of medicines and prevention of sub-standard and spurious medicines from being
sold on the market after registration.» 110

[22] Zudem merkt der Sondergesandte an, dass Staaten vor einer Marktzulassung von neuen
Medikamenten die Pharmaunternehmen dazu verpflichten sollten, alle Daten aus medizinisch
und ethisch fundierten klinischen Studien über die Sicherheit, Qualität und Wirksamkeit neuer
Arzneimittel vorzulegen und speziell dafür Sorge tragen sollten, dass auch negative Ergebnisse
klinischer Studien von der Industrie veröffentlicht werden. 111

[23] Wie in Teil 1 dieses Beitrags dargelegt, fehlen die regulären prä- und post-Marketing
Zulassungs- und Langzeitstudien über die Wirksamkeit und Sicherheit der über die EULP
gelisteten neuartigen «Impfstoffe».  Das Global Advisory Committee on Vaccine Safety
(GACVS) der WHO, welches für die globale Pharmakovigilanz aller Impfstoffe seit über zwei
Jahrzehnten zuständig ist, bewertet laufend die Covid-19-«Impfstoffe» auf eine positive
Nutzen/Kosten Bilanz.
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[24] Die von den verschiedenen Impfstoffherstellern Ende 2020 angegebene Wirksamkeit,
Covid-19-Infektionen in circa 95% der Fälle zu verhindern,  kann im Anbetracht der
Beobachtung, dass es keinen Zusammenhang zwischen dem Prozentsatz der geimpften
Bevölkerung eines Landes und den auftretenden Covid-19-Fällen zu geben scheint, mit Vorsicht
betrachtet werden.  Auch bezogen sich die Herstellerangaben zur Wirksamkeit stets auf die
relative, nicht aber die absolute Wirksamkeit der «Impfstoffe».  Letztere liegt bei den bisher
bedingt zugelassenen «Impfstoffen» durchschnittlich bei circa 1%.  Die «Impfungen» können
weder die Weitergabe des Virus noch Symptome verhindern, da sie keine sterile Immunität
erzeugen, sondern allenfalls für einige Monate  vor schwereren Krankheitsverläufen
schützen.  Wie schon in Teil 1 angemerkt, weisen bspw. die von Pfizer/BioNTech und
Moderna durchgeführten Notfallzulassungsstudien Defizite auf, die dazu beitragen, dass die
angegebene hohe Wirksamkeit der jeweiligen «Impfstoffe» gegen Covid-19 bisher nicht
eindeutig erwiesen ist.
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[25] Wenn es zur Frage nach der Sicherheit der Covid-19-«Impfstoffe» kommt, muss
festgehalten werden, dass die Frühwarnsysteme zur Erfassung von in Zusammenhang mit
Medikamenten kurzfristig auftretenden Nebenwirkungen für die experimentellen Covid-
19-«Impfstoffe» eine beunruhigend hohe Anzahl von Verdachtsmeldungen aufweisen. Mit Stand
Anfang Dezember 2021 finden sich bspw. Verdachtsmeldungen zu 19’886 Todesfällen im US-
amerikanischen Vaccine Adverse Event Reporting System (VAERS);  zu 18’217 Todesfällen in
der EudraVigilance-Database der Europäischen Arzneimittelbehörde (EMA);  und zu 15’372
Todesfällen in der von der WHO selbst betriebenen Global Individual Case Safety Reports
Datenbank VigiAccess.  Auch wenn die an diese zur Frühwarnung entwickelten Datenbanken
übermittelten Verdachtsmeldungen weitere Untersuchungen erfordern, bevor kausale
Zusammenhänge bestätigt oder ausgeschlossen werden können, steht ausser Frage, dass
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4.3. Recht auf Zugang zu gesundheitsbezogenen Informationen

diese Anzahl die Verdachtsmeldungen über Todesfälle in zeitlichem Zusammenhang mit der
Verabreichung herkömmlicher Impfstoffe seit der Einrichtung dieser Datenbanken bei weitem
übersteigt.  Auch die Anzahl der Verdachtsmeldungen zu sehr verschiedenartigen
Nebenwirkungen ohne Todesfolge, darunter schweren Nebenwirkungen, ist in allen drei
Datenbanken hoch.  Darunter sind Nebenwirkungen wie Myokarditis/Perikarditis,
Thrombozytopenie,  anaphylaktische Schocks und Störungen des Nervensystems.  Zum
Vergleich: als 1976 fast 25% der damaligen US-Bevölkerung (ca. 45 Millionen US-Bürger)
gegen die Schweinegrippe geimpft worden waren, wurde die Kampagne nach Berichten über
25 Todesfälle und 362 Berichten zum Auftreten schwerwiegender neurologischer Störungen im
zeitlichen Zusammenhang mit der Impfung abgebrochen.  Angesichts fehlender
Langzeitstudien sind langfristig auftretende Nebenwirkungen der Covid-19-«Impfungen» noch
nicht beurteilt worden,  unter ihnen bspw. Risiken verbunden mit der nicht bekannten
Verteilung der Lipid-Nanopartikel in den Organen,  der Antikörper-Abhängigen-Verstärkung
(antibody dependent enhancement – ADE)  oder Risiken für die reproduktive Gesundheit.
Langfristige Nebenfolgen können bei neuen Impfstoffen durchaus auftreten, wie der Einsatz von
Pandemrix zur Bekämpfung der Schweinegrippe 2009 gezeigt hat. Viele junge Menschen litten
danach an Narkolepsie.  Auch wurden die auf neuartiger Technologie beruhenden Covid-
19-«Impfstoffe» nicht ausreichend auf ihre Toxizität, einschliesslich der Genotoxizität und
Karzinogenität, untersucht.

124

125 126

127 128

129

130

131

132 133

134

135

[26] Der WHO-Generaldirektor hat dennoch in einer Pressemeldung vom 1. Dezember 2021
jegliche Sicherheitsbedenken, die sich aus der hohen Anzahl von Verdachtsmeldungen über
Nebenwirkungen nach Covid-19-«Impfung» an die Frühwarndatenbank VigiAccess mit Hinweis
auf die hohen Verimpfungsraten dementiert.  Ob und inwieweit die WHO Verdachtsmeldungen
zumindest zu Todesfällen und schweren Nebenwirkungen eingehend untersucht, und ab
welcher Anzahl und Schwere von Verdachtsmeldungen ein notfallbedingt gelisteter Covid-
19-«Impfstoff» seine EUL verlieren könnte, wird nicht erwähnt.
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[27] Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die kurz-, mittel- und langfristigen
Auswirkungen der Covid-19-«Impfstoffe» auf den menschlichen Körper und das Immunsystem
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht in vollem Umfang bekannt sind, und dass die Anzahl an
Verdachtsmeldungen zu Nebenwirkungen, einschliesslich Todesfälle, durchaus Fragen zur
Sicherheit der notfallbedingt von der WHO gelisteten Covid-19-«Impfstoffe» aufwerfen. Damit
erscheint die globale Bewerbung der Covid-19-«Impfstoffe» als «wirksam und sicher»  durch
die WHO und GAVI/COVAX schwer mit den Verpflichtungen der WHO aus dem Menschenrecht
auf Zugang zu sicheren and wirksamen Medikamenten und Medizinprodukten vereinbar. Auch
der Ruf, experimentelle Covid-19-«Impfstoffe» als «essential medicines» – also Medikamente,
die einen vorrangigen Bedarf an medizinischer Versorgung abdecken  und prioritär zugänglich
gemacht werden sollten – anzuerkennen,  erscheint vor diesem Hintergrund verfrüht.
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[28] Ein weiteres Recht, welches durch die Aktivitäten der WHO zu Covid-19-«Impfungen»
beeinträchtigt ist, ist das Recht auf Zugang zu angemessenen, evidenzbasierten
Gesundheitsinformationen, die es dem Einzelnen ermöglichen, eigenständige und informierte
Entscheidungen für seine persönliche Gesundheit zu treffen.  Das schliesst das Recht ein,
Informationen zu Gesundheitsfragen zu suchen, zu empfangen und weiterzugeben,  und fällt
auch unter den Schutzbereich des Rechts auf freie Meinungsäusserung.  Gemäss der
Interpretation des UN-Sozialausschusses sind Staaten verpflichtet, dieses Recht
sicherzustellen, indem sie bspw. davon absehen, absichtlich Informationen zum
Gesundheitsschutz und Behandlungsmethoden zurückzuhalten oder falsch darzustellen,  oder
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es zulassen, dass private Akteure dies tun.  Gleichzeitig sollten Staaten aktiv dazu beitragen,
dass Menschen gut informierte Entscheidungen über ihre Gesundheit treffen können, etwa
indem sie Informationen über gesunde Lebensweisen und Ernährung  sowie
Medikamentensicherheit verbreiten. Informationspflichten sind zudem von besonderer
Bedeutung im Bereich der Durchführung von medizinischen und wissenschaftlichen Studien.
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[29] Fragen im Hinblick auf den Schutz dieser Rechte wirft insbesondere das in Teil 1 dieses
Beitrags beschriebene Infodemic Management der WHO zur Bekämpfung medizinischer
«Falschinformationen» in Bezug auf Covid-19 auf.  Die WHO und die mit ihr
zusammenarbeitenden Technologiefirmen sollten durch ihre Aktivitäten und Empfehlungen auch
in diesem Bereich nicht die Fähigkeit der Staaten untergraben, ihren Verpflichtungen aus den
Menschenrechtsverträgen nachzukommen.
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[30] Das Infodemic Management zielt unter anderem darauf ab, der Ablehnung oder Skepsis
gegenüber den experimentellen Covid-19-«Impfstoffen» (vaccine hesitancy) in der Bevölkerung
entgegenzuwirken. Gleichzeitig werden von der WHO als medizinische «Falschinformationen»
eingestufte Informationen zu Behandlungsmethoden von Covid-19, die eine mögliche
Alternative oder Ergänzung zum alleinigen Fokus auf globale Durchimpfung bieten könnten,
«pre»- oder «de-bunkt», oder aber ganz gelöscht.  Tatsächlich führt dies zu Zensur  von
Ärzten, Wissenschaftlern und anderen Fachleuten, sowie von Journalisten und interessierten
Gruppen und Einzelpersonen auf Plattformen wie Facebook, Google/Youtube und Twitter.
Fragen zu Sicherheit und Wirksamkeit der Impfstoffe können im Lichte des oben
zusammengefassten Wissensstands über die von der WHO notfallbedingt gelisteten Covid-
19-«Impfstoffe» aber durchaus berechtigt erscheinen. Es gibt zudem keine guten Gründe, eine
offene Diskussion über vielversprechende Behandlungsmethoden der Covid-19 Krankheit, die
in einigen Ländern durchaus Erfolg gezeitigt haben,  und die als Alternative oder Ergänzung
zum alleinigen Fokus auf Massenimpfungen verstanden werden könnten, generell zu
unterbinden.
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[31] Die Entwicklung hin zu einer Situation, in der medizinische Informationen über Covid-19
und über Covid-19-«Impfstoffe», die offiziell von der WHO verkündet werden, als die einzig
korrekten medizinischen Informationen zu akzeptieren sind, geht sicher über die
Beschränkungen hinaus, die nach den einschlägigen Einschränkungsklauseln der
internationalen Menschenrechtsverträge vom Recht auf Informationsfreiheit in einer
demokratischen Gesellschaft zulässig sind, etwa unter Artikel 4 UN-Sozialpakt, Artikel 19 (3)
UN-Zivilpakt und Artikel 19 i.V.m 29 (2) AEMR. Fragen stellen sich insbesondere auch, wenn –
unter dem Eindruck der in Teil 1 dieses Beitrags beschriebenen auf Sicherheit fokussierten
öffentlichen Gesundheitsmassnahmen – diejenigen, die Fragen zu Sicherheit und Wirksamkeit
der Covid-19-«Impfstoffe» stellen, gar als Bedrohung für die nationale oder globale Sicherheit
porträtiert werden und deren Diskussionsbeiträge aus diesem Grund zensiert werden
müssen,  ohne dass eine inhaltliche Auseinandersetzung mit den vorgebrachten Argumenten
stattfindet.
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[32] Problematisch ist zudem, dass das Infodemic Management der WHO die positive Dynamik
einer unabhängigen und offenen Wissenschaft sabotiert. Eine von Transparenz und
beständigem Infragestellen getragene Wissenschaft ermöglicht die Entwicklung einer Medizin,
die in der Lage ist, Risiken für Mensch und Umwelt zu minimieren. Sie kann unsichere und
unwirksame Gesundheitsmassnahmen und Medikamente aufdecken und gleichzeitig positiven
Nutzen maximieren, indem sie bessere Behandlungsmethoden und Arzneimittel entwickelt, die
Menschenleben retten und schützen können.  Diese Dynamik – die auch vom Recht auf
Wissenschaft geschützt ist  – sollte bei der weltweiten Verabreichung von experimentellen
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5. Schlussbetrachtung

Covid-19-«Impfstoffen» und anderen von der WHO empfohlenen Massnahmen zur
Bekämpfung des Covid-19-PHEIC nicht unterdrückt werden.

[33] Des Weiteren trägt die Wahrung der Rechte auf freie Meinungsäusserung und auf
Wissenschaft auch während eines PHEIC dazu bei, Korruption zu verhindern, Transparenz zu
gewährleisten und die Voreingenommenheit der verschiedenen Akteure gegenüber der
Pharma-Industrie und anderen mächtigen Privatakteuren zu kontrollieren.  Ein Beispiel in
diesem Kontext ist die gegenwärtige Behandlung des vom British Medical Journal
veröffentlichten Beitrags zu den von Whistleblowern berichteten Unregelmässigkeiten bei der
Durchführung der Pfizer Studien durch Facebook’s «Faktchecker».  Korruption, Intransparenz
und Voreingenommenheit hatten sich bereits während des von der WHO erklären PHEIC zur
Schweinegrippe 2009  als problematisch erwiesen, wie von der Parlamentarischen
Versammlung des Europarats im Nachgang ausführlich untersucht wurde.
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[34] Dieser in zwei Teilen veröffentlichte Beitrag hat aufgezeigt, dass die WHO in ihrer
Bekämpfung der Covid-19-Pandemie einen sicherheitsfokussierten Ansatz verfolgt. Dieser
Ansatz des WHO Pandemiemanagements wird durch bestimmte Artikel und Konzepte der IGV
(2005) gelenkt und gefördert, die über einen mehrjährigen Revisionsprozess, der seinerseits
massgeblich von der sicherheitspolitischen Global Health Security (GHS) Doktrin beeinflusst
wurde, und im Jahre 2005 in die IGV integriert wurde. Zu nennen ist hier insbesondere das
Konzept des PHEIC, welches es dem WHO-Generaldirektor erlaubt, eine Art globalen
Gesundheitsnotstand auszurufen, wenn ein «aussergewöhnliches Ereignis» auftritt, das durch
die grenzüberschreitende Ausbreitung von bestimmten Krankheiten eine Gefahr für die
öffentliche Gesundheit darstellt. Auch der weite Anwendungsbereich der IGV der neben der
Bekämpfung bestimmter natürlich auftretender Krankheitserreger auch die Biogefahrenabwehr
einschliesst, spiegelt die GHS-Doktrin wider.

[35] Im Kontext des von der WHO am 30. Januar 2020 deklarierten Covid-19-PHEIC kommt der
sicherheitsfokussierte Ansatz insbesondere in der von der WHO empfohlenen
Gegenmassnahme  zur globalen Durchführung von Covid-19-«Impfungen» zum Ausdruck. So
weitete die WHO 2020 ihre Kompetenzen aus, über die EULP notfallbedingt neuartige und nicht
regulär lizenzierte Covid-19-«Impfstoffe» zu listen, um auf diese Weise ihre globale Distribution
und Verabreichung zu beschleunigen, während klinische Studien zur Wirksamkeit und
Sicherheit der «Impfstoffe» über die kommenden Jahre weiter geführt werden. Diese Strategie
– möglichst viele Menschen möglichst rasch über zentral gesteuerte Prozesse zu impfen – ist
eine Strategie der Biogefahrenabwehr. Strikte Informationskontrolle – etwa in Form von
Infodemic Management durch die WHO – ist eine weitere Komponente dieser Strategie.
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[36] Insgesamt hat der von der GHS-Doktrin beeinflusste in der IGV 2005 verankerte Ansatz
das traditionelle medizinische Modell epidemiologisch-evidenzbasierter Pandemiebekämpfung,
das die öffentliche Gesundheit ganzheitlich im Fokus hatte, in ein System der
Gesundheitskontrolle durch wenig flexible globale und nationale Notstandsregelungen
umgebaut. Der Fokus liegt dabei oft eindimensional auf der Eliminierung eines einzigen
Krankheitserregers – analog zur Eliminierung einer terroristischen oder anderen
Sicherheitsbedrohung – durch zentral angeordnete biomedizinische und technokratische
«Lösungen», dem andere Erwägungen und Faktoren, die der Aufrechthaltung der öffentlichen
Gesundheit dienen könnten,  untergeordnet werden.162



[37] Der vorliegende Teil 2 des Beitrags hat in diesem Zusammenhang aufgezeigt, dass dieser
auf Sicherheit fokussierte Ansatz der Pandemiebekämpfung den menschenrechtlichen
Verpflichtungen der WHO aus Artikel 3 (1) IGV kaum Beachtung schenkt, und dass sich damit
Verletzungen dieser Verpflichtungen klar andeuten. Einige der problematischen Aspekte sind
die Bewerbung der experimentellen Covid-19-«Impfstoffe» als «wirksam und sicher» durch die
WHO und mit ihr über Public Private Partnerships (PPPs) verbundene Partner sowie die globale
Distribution der «Impfstoffe» bei gleichzeitig ausbleibender systematischer Aufklärung darüber,
dass es sich bei den über die EULP gelisteten Covid-19-«Impfstoffe» um auf neuen
Technologien beruhende «investigative Prüfprodukte» handelt. Deshalb nimmt jeder, dem diese
«Impfstoffe» verabreicht werden, an einem medizinischen Experiment teil. Dies – und die
zurzeit zumindest indirekten Vorstösse der WHO zur Einführung digitaler Covid-19-
Impfzertifikate zur Wiederherstellung internationaler Reisefreiheiten – wirft Fragen hinsichtlich
der Achtung des Verbots unfreiwilliger Teilnahme an medizinischen oder wissenschaftlichen
Experimenten und des Verbots medizinischer Behandlungen ohne freie und informierte
Zustimmung auf, sowie der Achtung des Rechts auf Zugang zu sicheren und wirksamen
Medikamenten und Medizinprodukten. Diese Fragen ergeben sich insbesondere vor dem
Hintergrund der sich entwickelnden Datenlage zur tatsächlichen Wirksamkeit und Sicherheit der
verwendeten experimentellen «Impfstoffe».  Ein weiterer Aspekt der WHO
Pandemiebekämpfung, der weiterhin gründlich auf seine Vereinbarkeit mit den Rechten auf
Zugang zu evidenzbasierten Gesundheitsinformationen, auf Meinungs- und Informationsfreiheit
sowie auf Wissenschaftsfreiheit überprüft werden sollte, ist das WHO Infodemic Management.
Dieses Management hat zu weitreichender Kontrolle (einschliesslich der Zensur)
gesundheitlicher Informationen zu Covid-19 geführt, die die jeweiligen offiziellen Vorgaben der
WHO hinterfragen.
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[38] Die sicherheitspolitisch dominierten GHS-Ansätze der Pandemiebekämpfung haben sich
seit dem Auftauchen von SARS-CoV-2 auch zunehmend auf EU-Ebene und auf der nationalen
Ebene in vielen Ländern durchgesetzt. So ist die EU im Begriff, mit der im September 2021
gegründeten Health Emergency Preparedness and Response Agency (HERA) eine
institutionelle Struktur zu schaffen, um zukünftig unter anderem «Gesundheitsnotstände» EU-
weit auszurufen, und medizinische und nicht-medizinische Gegenmassnahmen EU-weit zu
koordinieren.  Um nur zwei Beispiele auf Länderebene zu nennen: In Deutschland werden
unter anderem die derzeitige Impfkampagne gegen Covid-19 von einem Bundeswehrgeneral
koordiniert, der die im Januar 2020 geschaffene Abteilung 6 für Gesundheitssicherheit,
Gesundheitsschutz und Nachhaltigkeit des deutschen Gesundheitsministeriums leitet.  In
Grossbritannien wurde im April 2021 die für die Kontrolle von Infektionskrankheiten zuständige
nationale Gesundheitsbehörde von «Public Health England» in «UK Health Security Agency»
umbenannt.
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[39] Besonders angesichts dieser Entwicklungen, der Einführung von digitalen Covid-19-
Impfzertifikaten in immer mehr Lebensbereichen  sowie der sich ausweitenden Diskussion
einer allgemeinen Impfpflicht mit von der WHO notfallbedingt gelisteten Covid-19-«Impfstoffen»
in vielen Ländern, will dieser Beitrag dazu anregen, die von der GHS-Doktrin dominierten
Covid-19-PHEIC Gegenmassnahmen der WHO verstärkt im Lichte des internationalen
Menschenrechtsschutzes zu analysieren und zu beurteilen. Dies sollte insbesondere zu einer
nachhaltigen Reaktivierung von Rechtsprinzipien wie die freie und informierte Einwilligung in
medizinische Behandlungen und die Teilnahme an medizinischen und wissenschaftlichen
Experimenten beitragen sowie zu einer gründlichen Diskussion über die Notwendigkeit und
Verhältnismässigkeit der medizinischen und nicht-medizinischen von der WHO empfohlenen
Covid-19-PHEIC Gegenmassnahmen und ihrer Umsetzung in den WHO-Mitgliedstaaten auf der
Grundlage aller nach derzeit fast zwei Jahren Covid-19-PHEIC vorliegenden Tatsachen.
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Siehe e.g. Entscheide des EGMR und der UN-Ausschüsse, die Verletzungen wegen erzwungener
Verabreichung von Medikamenten (EGMR, X gegen Finnland, Nr. 34806/04, 3. Juli 2012);
erzwungenen Urin-, Blut- oder HIV/AIDS-Tests (EGMR, R.S. gegen Ungarn, Nr. 65290/14, 2. Juli 2019;
EGMR, M.A.K. und R.K. gegen das Vereinigte Königreich, Nr. 45901/05, 23. März 2010; UN-
Menschenrechtsauschuss, Andrea Vandom gegen Republik Korea, Beschwerde 2273/2013, Views
angenommen am 10. August 2018, CCPR/C/123/D/2273/2013); erzwungenen gynäkologischen
Untersuchungen oder Sterilisationen (EGMR, Juhnke gegen Türkei, Nr. 52515/99, 13. Mai 2008, §§
81–82; EGMR, V.C. gegen Slowakei, Nr. 18968/07, 8. November 2011); invasiven Behandlungen
während der Geburt (CEDAW-Ausschuss, S.F.M gegen Spanien, Beschwerde Nr. 138/2018,
CEDAW/C/75/D/138/2018, Views angenommen am 28. Februar 2020, § 7.2); Zwang zur Fortsetzung
nicht lebensfähiger Schwangerschaften (UN-Menschenrechtssausschuss, Siobhan Whelan gegen
Irland, Beschwerde Nr. 2425/2014, Views angenommen am 17. Juli 2017, CCPR/C/119/D/2425/2014, §
7.8); sowie erzwungenen Tests neuer antipsychotischer Medikamente, die nicht für die allgemeine
Anwendung zugelassen waren (EGMR, Bataliny gegen Russland, Nr. 10060/07, 23. Juli 2015, § 90),
festgestellt haben. Siehe auch UN-Sozialausschuss, Allgemeine Bemerkung 14, (Fn. 15), § 8. Das
Prinzip der freiwilligen Einwilligung nach Aufklärung ist auch in nationalen Rechtsordnungen tief
verankert. Siehe z.B. Thierry Vansweevelt/Nicola Glover-Thomas, Informed consent and health –
A global analysis, Elgar, 2020.
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Art. 5 Oviedo-Konvention und der Explanatory Report – ETS 164 – Human Rights and Biomedicine
(Convention), 4. April 1997, § 35; Art. 6 UNESCO-Erklärung über Bioethik und Menschenrechte (Fn.
36); PACE, Resolution 2361 (2021), (Fn. 11), § 7.3.4; UN-Sozialausschuss, Allgemeine Bemerkung 25,
(Fn. 32), § 71; CEDAW-Ausschuss, A.S. gegen Ungarn, Beschwerde 4/2004, Views angenommen am
29. August 2006, CEDAW/C/36/D/4/2004, § 11.3; CEDAW-Ausschuss, Allgemeine Bemerkung 24:
Artikel 12 (Frauen und Gesundheit), A/54/38/Rev.1, chap.I, § 20; UN-Sondergesandter zum Recht auf
Gesundheit, Bericht zu informierter Einwilligung (Fn. 63), § 15.
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Siehe z.B. Nürnberger Kodex, Prinzip 1; Art. 5 Oviedo-Konvention und der Explanatory Report, (Fn.
71), § 35; Art. 15 (2) UNESCO-Erklärung über Bioethik und Menschenrechte (Fn. 36); UN-
Sondergesandter zum Recht auf Gesundheit, Bericht zu informierter Einwilligung (Fn. 63), §§ 13 und
36; PACE, Resolution 2361 (2021), (Fn. 11), § 7.3.1; UN-Sozialausschuss, Allgemeine Bemerkung 22:
Recht auf sexuelle und reproduktive Gesundheit, E/C.12/GC/22, 2. Mai 2016, § 58; CEDAW-
Ausschuss, Allgemeine Bemerkung 24, (Fn. 71), § 22; CEDAW-Ausschuss, A.S. gegen Ungarn, (Fn.
71), § 11.3; EGMR, Salmanoğlu und Polattaş gegen Türkei, Nr. 15828/03, 17. März 2009, §§ 88 ff; und
V.C. gegen Slowakei, Nr. 18968/07, 8. November 2011, §§ 111–112.
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Art. 24 Zusatzprotokoll über Biomedizinische Forschung zur Oviedo-Konvention; UN-Sondergesandter
zum Recht auf Gesundheit, Bericht zu informierter Einwilligung (Fn. 63), § 35.
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Art. 16 (v) Oviedo-Konvention; Art. 6 (2) UNESCO-Erklärung über Bioethik und Menschenrechte (Fn.
36); UN-Sondergesandter zum Recht auf Gesundheit, Bericht zu informierter Einwilligung (Fn. 63), §
35.
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Art. 5 Oviedo-Konvention; Art.6 (1) und (2) UNESCO-Erklärung über Bioethik und Menschenrechte;
UN-Sozialausschuss, Allgemeine Bemerkung 25 (2020) (Fn. 32), § 44; UN-Sondergesandter zum
Recht auf Gesundheit, Bericht zu informierter Einwilligung (Fn. 63), § 28; siehe auch: John
Tasioulas/Effy Vayena, Getting human rights right in global health, The Lancet 2015/385, S. 42 ff., S.
42, die auf ein Menschenrecht auf Nichtteilnahme an medizinischen Experimenten hinweisen.

75

Art. 16 (v) Oviedo-Konvention; Explanatory Report – ETS 164 (Fn. 71), § 38; UN-Sondergesandter zum
Recht auf Gesundheit, Bericht zu informierter Einwilligung (Fn. 63), § 35.
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Insbesondere stützt sich die WHO bei ihrer Empfehlung an die Allgemeinheit über die Covid-19
«Impfstoffe» auf die Argumentation, dass diese «sicher und wirksam» seien. WHO, COVID-19 advice
for the public: Getting vaccinated. Mehr zur Wirksamkeit und Sicherheit der «Impfstoffe» in Abschnitt
4.3.
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https://www.unfpa.org/sites/default/files/pub-pdf/SoWP2021_Report_-_EN_web.3.21_0.pdf
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-111938
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-194233
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https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/covid-19-vaccines/advice


Für eine Definition der Terminologie «real world data» siehe Amr Makady et al., What is real-world
data? A review of definitions based on literature and stakeholder interviews, Value Health 2017/20 (7),
S. 858 ff. Im Kontext der Covid-19-«Impfstoffe» bezieht sich diese Terminologie auf die Tatsache, dass
die klinischen Studien noch nicht abgeschlossen sind, sondern die Daten aus der «real world»
Verimpfung laufend evaluiert werden. Siehe auch David Shasha et al., Real-world safety data for the
Pfizer BNT162b2 SARS-CoV-2 vaccine: historical cohort study, Clinical Microbiology and Infection
9/2021.

78

Siehe bspw.: WHO, Recommendation for an Emergency Use Listing of Tozinameran Covid-19 mRNA
vaccine (nucleoside modified)) submitted by BioNTech Manufacturing GmbH, 26. Januar 2021; und
WHO, Recommendation for an Emergency Use Listing of Covid-19 mRNA vaccine (nucleoside
modified)) submitted by Moderna Biotech (Spain), 17. Mai 2021.

79

Siehe bspw. Fachartikel der Lancet Commission on COVID-19 Vaccines and Therapeutics Task Force
Members, Operation Warp Speed: implications for global vaccine security, Lancet Global Health
9/2021, S. e1017 ff; und Karin Bok et al., Accelerated COVID-19 vaccine development: milestones,
lessons, and prospects, Immunity 2021/54, S. 1636 ff. Normalerweise dauert die Entwicklung eines
neuen Impfstoffs bis zur regulären Zulassung zehn bis 15 Jahre (siehe: Michael Doulberis et al.,
Does COVID-19 vaccination warrant the classical principle «ofelein i mi vlaptin»?, Medicina 2021/57
(3), S. 253 ff., S. 257).

80

Siehe oben Fn. 7.81

WHO Ad Hoc Expert Group on the Next Steps for Covid-19 Vaccine Evaluation, Placebo-Controlled
trials of Covid-19 vaccines – Why we still need them, New England Journal Medicine 2021/384, S. e2
(1) ff., S. e2 (1)–e2 (2), die die Covid-19-«Impfstoffe» durchweg als «investigational vaccines»
bezeichnet.
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WHO, Covid-19 advice for the public: Getting vaccinated; und WHO, vaccines explained.83

COVAX, Working for global equitable access to COVID-19 vaccines; Gavi, COVAX.84

Alle bisher gegebenen Empfehlungen des WHO Covid-19 IHR Emergency Committee:
https://www.who.int/groups/covid-19-ihr-emergency-committee.

85

WHO News, Moving towards digital documentation of COVID-19 status, 27. August 2021. Das
entspricht Art. 35 IGV. Und: WHO Covid-19 IHR EC, Statement on the ninth meeting of the International
Health Regulations (2005) Emergency Committee regarding the coronavirus disease (COVID-19)
pandemic, 26. Oktober 2021, temporary recommendations to state parties, § 7.

86

WHO News, Moving towards digital documentation of COVID-19 status, 27. August 2021.87

WHO, Digital Documentation of COVID-19 Certificates: Vaccination Status. Technical Specifications
and Implementation Guidance, 27. August 2021.

88

WHO Covid-19 IHR EC, Statement on the ninth meeting, 2. Oktober 2021, temporary
recommendations to state parties, § 8.

89

Siehe oben insbesondere Fn. 72.90

Siehe auch die Bedenken, die der UN-Sondergesandte zum Recht auf Gesundheit zur Einführung von
digitalen «Immunitätspässen» äussert: UN-Sondergesandter zum Recht auf Gesundheit, Bericht zu
Covid-19 und das Recht auf Gesundheit, A/75/163, 16. Juli 2020, §§ 89–91.

91

Art. 8  (2) EMRK; Art. 12 i.V.m. Art. 4 UN-Sozialpakt; und Art. 26 (1) Oviedo-Konvention. In Art. 16
der Oviedo-Konvention festgeschriebene Rechte von Teilnehmern an wissenschaftlichen und
medizinischen Experimenten können allerdings nach Art. 26 (2) Oviedo-Konvention nicht eingeschränkt
werden.
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EGMR, Vavřička und Andere gegen die Tschechische Republik (Grosse Kammer), Nr. 47621/13, 8
April 2021.

93

Anna Nilsson, Is mandatory vaccination against Covid-19 justifiable under the European Convention
on Human Rights?, Blog des Global Campus of Human Rights, 15. April 2021. Parallel, aus Sichtweise
des deutschen Verfassungsrechts: Stephan Rixen/Adam Sagan, Impfplicht oder «2G minus K»?,
VerfBlog, 11. Dezember 2021. Beide Beiträge gehen ohne Diskussion davon aus, dass notfallbedingt
gelistete Covid-19-«Impfstoffe» kaum kurz-, mittel- oder langfristige Nebenwirkungen, geschweige
denn Todesfälle, zur Folge haben können. Diese Annahme muss hinterfragt werden (siehe unten
Abschnitt 4.3.). Auch der experimentelle Charakter der «Impfstoffe» wird nicht thematisiert.

94

WHO, COVID-19 and mandatory vaccination: ethical considerations and caveats, Policy Brief, 13. Mai
2021.

95

UN-Sozialausschuss, Allgemeine Bemerkung 14, (Fn. 15), §§ 16 and 44 (b).96

EGMR, Vavřička und Andere gegen die Tschechische Republik, (Fn. 93), § 291. Siehe allerdings die
Kritik am Umgang mit wissenschaftlichen Beweisen in der «Abweichenden Meinung» (sog. «Dissenting
Opinion») von Richter Wojtyczek, §§ 9–11.

97

Vavřička und Andere gegen die Tschechische Republik, (Fn. 93), § 302.98

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/labs/pmc/articles/PMC8479307/pdf/main.pdf
http://extranet.who.int/pqweb/sites/default/files/documents/TAG-EUL_PublicReport_BioNTech_DEC20.pdf
https://www.thelancet.com/journals/langlo/article/PIIS2214-109X(21)00140-6/fulltext
https://reader.elsevier.com/reader/sd/pii/S1074761321003034?token=8B0DD0DF55F62C4E82C2D8E1864C1F3639AE8A16A9EBD27C5C1278456DBC4ACB3AF8A82A37076A88FEF8A53AB4C5C46A&originRegion=eu-west-1&originCreation=20211224100752
http://www.mdpi.com/1648-9144/57/3/253/htm
https://www.nejm.org/doi/pdf/10.1056/NEJMp2033538?articleTools=true
https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/covid-19-vaccines/advice
https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/covid-19-vaccines/explainers
https://www.who.int/initiatives/act-accelerator/covax
https://www.gavi.org/covax-facility
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https://www.who.int/news/item/27-08-2021-moving-towards-digital-documentation-of-covid-19-status
https://www.who.int/news/item/26-10-2021-statement-on-the-ninth-meeting-of-the-international-health-regulations-(2005)-emergency-committee-regarding-the-coronavirus-disease-(covid-19)-pandemic
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https://www.who.int/publications/i/item/WHO-2019-nCoV-Digital_certificates-vaccination-2021.1
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https://gchumanrights.org/preparedness/article-on/is-mandatory-vaccination-against-covid-19-justifiable-under-the-european-convention-on-human-rights.html
http://verfassungsblog.de/impfpflicht-oder-2g-minus-k/
https://www.who.int/publications/i/item/WHO-2019-nCoV-Policy-brief-Mandatory-vaccination-2021.1


Ebed., §§ 280, 284–85, 310. Dies wird erreicht durch ein Verschieben der Fragestellung weg von einer
Frage über einen möglicherweise gerechtfertigten medizinischen Zwangseingriff (d.h. ohne informierte
Zustimmung) hin zu einer Frage des Zugangs zu Gesundheitsdienstleistungen und der Art und Weise,
wie diese organisiert sind (siehe insbesondere §§ 274 und 280).
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Wegen des gewährten weiten Ermessensspielraums mass der EGMR Argumenten, dass sehr hohe
Impfquoten bei Kindern auch über die in den meisten Mitgliedsstaaten des Europarats auf Freiwilligkeit
beruhenden Ansätzen erreicht werden, keine Bedeutung zu (Vavřička und Andere gegen die
Tschechische Republik, (Fn. 93), §§ 285, 306 und 310). Die Ablehnung des «less restrictive
alternative»-Tests wird auch in der «Abweichenden Meinung» von Richter Wojtyczek kritisiert (§ 14).

100

Richter Wojtyczek stellt in diesem Zusammenhang in seiner «Abweichenden Meinung» fest, dass das
Vorgehen der Mehrheit eine «unerwartete Entwicklung in der Rechtsprechung» («unexpected
jurisprudential development») darstellt (§ 4).

101

Siehe etwa A.P., Garçon und Nicot gegen Frankreich, Nr. 79885/12, 6. April 2017, §§ 121–123; Dubská
und Krejzová gegen die Tschechische Republik, Nr. 28859/11, 15. November 2016, § 178; und
Hämäläinen gegen Finnland, Nr. 37359/09, 16. Juli 2014, §§ 68–69; siehe auch die Kritik in der
«Abweichenden Meinung» von Richter Wojtyczek, §§ 7 und 8.

102

«Abweichende Meinung» von Richter Wojtyczek, §§ 5, 9, 14–16 (unbeantwortete Fragen der
Beschwerdeführer) und §§ 3, 10 und 11 (zur Notwendigkeit, dass der EGMR unabhängige Experten
anhört).

103

Siehe oben Fn. 48.104

Siehe dazu unten Abschnitt 4.3. (Fn. 114–120).105

Siehe dazu unten Abschnitt 4.3. (Fn. 121–135).106

Siehe unten (Fn. 121–123) zu Verdachtsmeldungen von tödlichen Nebenwirkungen nach Covid-
19-«Impfungen».

107

Dies ergibt sich aus den strikt begrenzten Ausnahmen vom Recht auf Leben (Art. 3 AEMR, Art. 6 UN-
Zivilpakt, Art. 2  (2) EMRK), die die Tötung eines Menschen durch unbedingt erforderliche
Gewaltanwendung nur erlaubt, um das Leben eines anderen Menschen gegen rechtwidrige Gewalt zu
verteidigen, etwa um eine Geiselnahme zu beenden. Siehe etwa UN-Menschenrechtsausschuss,
Allgemeine Bemerkung 36: Recht auf Leben, CCPR/C/GC/36, 3. September 2019, § 12 («The
intentional taking of life by any means is permissible only if it is strictly necessary in order to protect life
from an imminent threat.»); und EGMR, McCann gegen das Vereinigte Königreich, Nr. 18984/91, 27.
September 1995, §§ 148–150. Dies würde auch gelten, wenn unbekannt ist, wer in Folge einer
experimentellen «Impfung» sterben wird. Siehe auch die Entscheidung des deutschen
Bundesverfassungsgerichts zum Luftsicherheitsgesetz vom 15. Februar 2006, 1 BvR 357/05, BVerfGE
115, 118–166.

108

UN-Sozialausschuss, Allgemeine Bemerkung 14, (Fn. 15), §§ 12 (c) und (d).109

UN-Sondergesandter zum Recht auf Gesundheit, Bericht zum Zugang auf Medikamente als wichtige
Komponente des Rechts auf Gesundheit, A/HRC/23/42, 1. Mai 2013, § 61.

110

Ebed., § 63.111

Behrendt/Müller (2021), (Fn. 1), Abschnitt 3.2., (S. 21–26).112

WHO, The Global Advisory Committee on Vaccine Safety (GACVS). Im November 2021 bewertete
GACVS den Nutzen der Impfung höher als die Risiken, wie bspw. das Auftreten von Myokarditis oder
noch unbekannter Langzeitfolgen. WHO News, Interim statement on COVID-19 vaccination for children
and adolescents, 24. November 2021.

113

Piero Olliearo et al., Covid-19 vaccine efficacy and effectiveness – The elephant (not) in the room,
The Lancet Microbe, 20. April 2021.

114

S. V. Subramanian/Akhil Kumar, Increases in COVID‐19 are unrelated to levels of vaccination across
68 countries and 2947 counties in the United States, European Journal of Epidemiology, 30. September
2021. Siehe auch die Ergbenisse einer, sich noch im pre-print Stadium befindlichen, in einem US-
Gefängnis durchgführten Studie: Phillip Salvatore et al., Transmission potential of vaccinated and
unvaccinated persons infected with the SARS-CoV-2 Delta variant in a Federal Prison (July-August
2021), (S. 11: «During a high-transmission outbreak of the SARS-CoV-2 Delta variant in a prison
setting, we failed to find different durations of RT-PCR positivity, Ct values, or durations of viral culture
positivity in fully vaccinated persons compared with persons who were not fully vaccinated.»). Und eine
weitere Studie aus Massachusetts, Catherine Brown et al., Outbreak of SARS-CoV-2 infections,
including Covid-19 vaccine breakthrough infections, associated with large public gatherings –
Barnstable County, Massachusetts, July 2021, Morbidity and Mortality Weekly Report 2021/79, S. 1059
ff.

115

Unter relativer Wirksamkeit/relativer Risiko-Reduktion versteht man das Verhältnis der Erkrankung mit
und ohne Impfung. Die absolute Risiko-Reduktion durch Impfung betrachtet das Risiko der gesamten
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https://www.thelancet.com/pdfs/journals/lanmic/PIIS2666-5247(21)00069-0.pdf
https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC8481107/pdf/10654_2021_Article_808.pdf
https://www.medrxiv.org/content/10.1101/2021.11.12.21265796v1.full.pdf
http://dx.doi.org/10.15585/mmwr.mm7031e2


Bevölkerung, überhaupt mit SARS-CoV-2 in Kontakt zu kommen und möglicherweise zu erkranken. Am
Beispiel der an die EMA von Pfizer/BioNTech vorgelegten Studienergebnissen vom 19. Februar 2021
(EMA/707383/2020 Corr.1): 9 von 20'172 Personen, die die Impfung erhielten, bekamen Covid-19
Symptome während in der Gruppe von 19'965 Personen, die ein Placebo erhalten hatten, 169
Personen Covid-19 Symptome zeigten. Damit liegt die relative Risiko-Reduktion bei 95%, während die
absolute Risiko-Reduktion bei 0,8% liegt. D.h. es müssen statistisch 125 Menschen geimpft werden,
um eine Infektion zu verhindern.
Olliearo et al. (2021), (Fn. 114); siehe auch: Coronaimpfstoff: Was beduetet 90% wirksam?,
aerzteblatt.de, 9. Dezember 2020; und HARTGroup, Vaccine efficacy and the number needed to treat:
What does 95% efficacy actually mean?, 17. Dezember 2021.
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Yair Goldberg et al., Waning immunity after the BNT162b2 vaccine in Israel, New England Journal of
Medicine 2021/385, S. e85 ff.
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Selbst dies geht allerdings nicht eindeutig aus der Pfizer/BioNTech-Studie hervor. Die Studie resümiert:
«Excellent vaccine efficacy (preventing symptomatic COVID-19) was shown in subjects without
evidence of prior SARS-Cov2 infection (VE 95.0%; 95% CI: 90.3%, 97.6%), which was consistent
across relevant subgroups. It is likely that the vaccine also protects against severe COVID-19, though
these events were rare in the study, and statistically certain conclusion cannot be drawn. It is presently
not known if the vaccine protects against asymptomatic infection, or its impact on viral transmission.
The duration of protection is not known.» (EMA/707383/2020 Corr.1, S. 97).

119

Peter Doshi, Will Covid-vaccines save lives? Current trials are not designed to tell us, British Medical
Journal 2020/371, S. m4037; Peter Doshi, Pfizer and Modern’s «95% effective» vaccines – we need
more details and the raw data, thebmjopinion, 4. Januar 2021; Peter Doshi, Clarification: Pfizer and
Modern’s «95% effective» vaccines – we need more details and the raw data, thebmjopinion, 5.
Februar 2021; und Paul Thacker, Covid-19: Researcher blows the whistle on data integrity issues in
Pfizer’s vaccine trial, British Medical Journal 2021/375, S. n2635 ff; WHO Ad Hoc Expert Group (2021),
(Fn. 82), S. e2 (1) ff.
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Vaccine Adverse Event Reporting System (VAERS); aktuelle, aufbereitete Daten unter:
https://openvaers.com/covid-data.

121

EudraVigilance; in regelmässigen Abständen aktualisierte, aufbereitete Daten unter:
https://www.impfnebenwirkungen.net/report.pdf.

122

WHO Datenbank VigiAccess.123

Zum Vergleich siehe: Pedro Moro et al., Deaths reported to the Vaccine Adverse Event Reporting
System, United States, 1997–2013, Clinical Infectious Diseases 2015/61 (6), S. 980 ff.; und KRiStA –
Netzwerk kritischer Staatsanwälte und Richter, Impfnebenwirkungen und Menschenwürde – Warum
eine Impfpflicht gegen Art. 1 Abs. 1 GG verstößt, 17. Dezember 2021. Die Autoren heben hervor, dass
bei 772’676’478 in Deutschland durchgeführten Impfungen mit traditionellen Impfstoffen im Zeitraum 1.
Januar 2000 bis 31. Dezember 2020 54’488 Verdachtsfälle auf mit der Impfung zusammenhängende
Nebenwirkungen an das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) gemeldet wurden, einschliesslich 456 Todesfälle.
Für 107’888’714 bis zum 31. September 2021 in Deutschland verabreichte Covid-19-«Impfungen»
wurden 172’188 Verdachtsmeldungen an das PEI gemacht, einschliesslich 1’801 Todesfälle. Siehe
auch eine vergleichende Analyse der VigiAccess Berichte zu Verdachtsmeldungen nach Covid-
19-«Impfungen» mit Berichten zu Verdachtsmeldungen nach traditionellen Impfungen (Stand: 12.
Dezember 2021): WHO VigiAccess Datenbank: 2.727.041 Reports mit 6.552.626 einzelnen Impf-
Nebenwirkungen gemeldet, Tranzparenztest, 18. Dezember 2021.

124

Mit Stand Anfang Dezember 2021 finden sich 946’461 Verdachtsmeldungen zu Nebenwirkungen in
VEARS, 4’550’485 Verdachtsmeldungen in EudraVigilance und 2’727’041 Verdachtsmeldungen in
VigiAccess. Es werden bei weitem nicht alle Nebenwirkungen gemeldet. Siehe etwa Ross Lazarus et
al., Electronic support for Public Health-Vaccine Adverse Reporting System (ESP:VEARS), die
festhalten, dass generell nur 1% der auftretenden Nebenwirkungen bei Impfungen an das US System
VEARS gemeldet werden (S. 6). Zu «Underreporting» in VEARS siehe auch Tom Shimabukuro et al.,
Safety monitoring in the Vaccine Adverse Event Reporting System (VAERS), Vaccine 2015/33 (36), S.
4398 ff., S. 4406/07.

125

Z.B. Dror Mevorach et al., Myocarditis after BNT162b2 mRNA vaccine against Covid-19 in Israel,
New England Journal of Medicine 2021/385, S. 2140 ff.; Gilbert Chua et al., Epidemiology of acute
Myocarditis/Pericarditis in Hong Kong adolescents following Comirnaty vaccination, Clinical Infectious
Diseases 2021 (accepted manuscript, 28. November 2021); Steven Gundry, Abstract 10712: Mrna
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